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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE

In der Sitzung vom 22. September 2003 gab der Präsident des Europäischen Parlaments 
bekannt, dass er den Vorschlag für eine Empfehlung von Marco Cappato und Giuseppe Di 
Lello Finuoli im Namen der GUE/NGL-Fraktion zu den Rechten der Häftlinge in der 
Europäischen Union (B5-0362/2003/rev.) gemäß Artikel 49 Absatz 1 der Geschäftsordnung 
an den Ausschuss für die Freiheiten und Rechte der Bürger, Justiz und innere 
Angelegenheiten als federführenden Ausschuss überwiesen hat.

Der Ausschuss beschloss in seiner Sitzung vom 7. Oktober 2003, einen Bericht gemäß Artikel 
49 Absatz 3 über dieses Thema auszuarbeiten, und benannte Maurizio Turco als 
Berichterstatter (2003/2188(INI)).

Er prüfte den Berichtsentwurf in seinen Sitzungen vom 22. Januar und 19. Februar 2004.

In der letztgenannten Sitzung nahm er den Vorschlag für eine Empfehlung mit 26 Stimmen 
bei 2 Gegenstimmen und 2 Enthaltungen an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Jorge Salvador Hernández Mollar, Vorsitzender; 
Robert J.E. Evans und Johanna L.A. Boogerd-Quaak, stellvertretende Vorsitzende; Maurizio 
Turco, Berichterstatter; Mary Elizabeth Banotti, Kathalijne Maria Buitenweg (in Vertretung 
von Alima Boumediene-Thiery), Michael Cashman, Carmen Cerdeira Morterero, Gérard M.J. 
Deprez, Koenraad Dillen, Adeline Hazan, Marie-Thérèse Hermange (in Vertretung von 
Thierry Cornillet), Sylvia-Yvonne Kaufmann (in Vertretung von Giuseppe Di Lello Finuoli), 
Margot Keßler, Timothy Kirkhope, Eva Klamt, Ole Krarup, Lucio Manisco (in Vertretung 
von Fodé Sylla), Luís Marinho (in Vertretung von Sérgio Sousa Pinto), Marjo Matikainen-
Kallström (in Vertretung von Charlotte Cederschiöld), Erik Meijer (in Vertretung von Ilka 
Schröder gemäß Art. 153 Abs. 2 der Geschäftsordnung), Elena Ornella Paciotti, Paolo 
Pastorelli (in Vertretung von Giacomo Santini), Hubert Pirker, Bernd Posselt, Olle Schmidt 
(in Vertretung von Bill Newton Dunn), Ole Sørensen (in Vertretung von Baroness Ludford), 
Patsy Sörensen, Joke Swiebel und Christian Ulrik von Boetticher.

Der Bericht wurde am 24. Februar 2004 eingereicht.
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VORSCHLAG FÜR EINE EMPFEHLUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
AN DEN RAT

zu den Rechten der Häftlinge in der Europäischen Union
(2003/2188(INI))

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags für eine Empfehlung an den Rat von Marco Cappato und 
Giuseppe Di Lello Finuoli im Namen der GUE/NGL-Fraktion zu den Rechten der 
Häftlinge in der Europäischen Union (B5-0362/2003/rev.),

– unter Hinweis auf die Texte der Europäischen Union, die den Schutz der Menschenrechte 
betreffen, und insbesondere Artikel 6 und 7 des Vertrags über die Europäische Union, die 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union, insbesondere Artikel 4, und den Entwurf 
für eine europäische Verfassung, mit dem die Charta bindend wäre,

– unter Hinweis auf die internationalen Instrumente, die die Menschenrechte und das Verbot 
der Folter und anderer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung betreffen, und 
insbesondere die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (Artikel 5), den 
Internationalen Pakt über die bürgerlichen und politische Rechte (Artikel 7), das 
Übereinkommen gegen Folter und anderer grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung und das Fakultativprotokoll über die Einführung eines Systems regelmäßiger 
Besuche in Haftanstalten durch unabhängige  internationale und nationale Gremien,

– unter Hinweis auf die Texte, die auf der Ebene des Europarates die Menschenrechte und 
das Verbot der Folter oder anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung betreffen, und insbesondere: das Europäische Übereinkommen über die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten (Artikel 3), die dazugehörigen Protokolle und die 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte; das Europäische 
Übereinkommen von 1987 gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung, mit dem das Europäische Komitee des Europarates für die 
Verhütung von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe (CPT) eingesetzt wurde, sowie die Berichte dieses Komitees,

– unter Hinweis auf die Texte, die speziell die Rechte der Personen betreffen, denen die 
Freiheit entzogen wurde, insbesondere auf der Ebene der Vereinten Nationen alle 
Mindestgrundsätze für die Behandlung der Gefangenen. und die von der 
Generalversammlung angenommenen Erklärungen und Grundsätze; auf der Ebene des 
Europarates die Resolution (73)5 über die Mindestgrundsätze für die Behandlung von 
Gefangenen, die Empfehlung R(87)3 über die Europäischen Strafvollzugsgrundsätze, die 
anderen vom Ministerkomitee angenommenen Empfehlungen1 und die von der 
Parlamentarischen Versammlung angenommenen Empfehlungen,

– unter Hinweis auf die von der Generalversammlung der Vereinten Nationen in ihrer 

1 Für eine ausführliche Liste der Empfehlungen und Resolutionen des Europarates im Bereich des Strafvollzugs:
http://www.coe.int/T/F/Affaires_juridiques/Coop%E9ration_juridique/Emprisonnement_et_alternatives/Instrum
ents_juridiques/Liste_instruments.asp#TopOfPage
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Resolution 45/113 vom 14. Dezember 1990 angenommen Regeln für den Schutz 
Jugendlicher im Freiheitsentzug sowie auf die Minimalregeln der VN für die Verwaltung 
der Jugendstrafjustiz (Peking-Regeln), die die VN-Generalversammlung in ihrer 
Resolution 40/33 vom 29. November 1985 angenommen hatte,

– unter Hinweis auf seine jährlichen Entschließungen zur Achtung der Menschenrechte in 
der Europäischen Union, seine Entschließung vom 18. Januar 1996 zu den schlechten 
Haftbedingungen in den Gefängnissen der Europäischen Union1 und seine Entschließung 
vom 17. Dezember 1998 zu den Haftbedingungen in der Europäischen Union: 
Umwandlungen und Ersatzstrafen2,

– unter Hinweis auf seine wiederholten Aufforderungen an die Kommission und an den Rat, 
einen Rahmenbeschluss über die Rechte der Häftlinge vorzuschlagen3,

– unter Hinweis auf die vom Rat angenommene Entschließung zur Behandlung der 
Drogenabhängigen im Strafvollzug und die Empfehlung des Rates vom 18. Juni 2003 über 
die Verhütung und Reduzierung der durch die Drogensucht verursachten Risiken,

– unter Hinweis auf den Bericht des Netzes der unabhängigen Sachverständigen für 
Menschenrechte betreffend die Lage der Grundrechte in der Europäischen Union im Jahr 
2002,

– gestützt auf Artikel 49 Absatz 3 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für die Freiheiten und Rechte der Bürger, Justiz 
und innere Angelegenheiten (A5-0094/2004),

A. in der Erwägung, dass die Europäische Union sich als Aufgabe die Entwicklung eines 
Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts zum Ziel gesetzt hat, und dass sie 
gemäß Artikel 6 des Vertrags über die Europäische Union die Menschenrechte und die 
Grundfreiheiten achtet, was positive Verpflichtungen mit sich bringt, um die Erfüllung 
dieses Engagements effizient zu gewährleisten;

B. in der Erwägung, dass die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung 
der Beschlüsse im Strafrecht und das Inkrafttreten des Europäischen Haftbefehls 

1ABl C 32 vom 5.2.1996, S. 75.
2ABl C 98 vom 9.4.1999, S. 209.
3Entschließung des Europäischen Parlaments vom 6. November 2003 zu dem Entwurf einer Empfehlung des 
Europäischen Parlaments an den Rat über Mindestnormen im Bereich der Verfahrensgarantien in Strafverfahren 
innerhalb der Europäischen Union, Ziffer 24: Das EP "f ordert den Rat und die Kommission auf, die 
Untersuchung der Haftbedingungen und der Vollzugsanstalten in der EU zu beschleunigen, damit ein 
Rahmenbeschluss über die Rechte von Häftlingen und gemeinsame Mindestnormen zur Gewährleistung solcher 
Rechte auf der Grundlage von Artikel 6 angenommen werden kann". Ebenso die Entschließung des 
Europäischen Parlaments vom 4. September 2003 zur Lage der Grundrechte in der Europäischen Union (2002), 
Ziffer 23: Das EP "ist generell der Auffassung, dass es in einem europäischen Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts angebracht ist, die europäischen Kapazitäten auch zu mobilisieren, um die Funktionsweise des 
Polizei- und Gefängnissystems zu verbessern, beispielsweise, …indem ein Rahmenbeschluss über 
Mindeststandards in Bezug auf die Rechte von Häftlingen in der EU ausgearbeitet wird".
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zusätzliche dringliche Maßnahmen in den Bereichen des wirksamen Schutzes der 
Menschenrechte und der Grundfreiheiten erfordern, insbesondere unter Berücksichtigung 
der Tatsache, dass die Zahl der Bürger eines Mitgliedstaates, die in einem anderen 
Mitgliedstaat in Haft sind, auf diese Weise zunehmen könnte,

C. in der Erwägung, dass nach Angaben des Europarates zum 1. September 2002 
531436 Personen in der erweiterten Europäischen Union in Haft waren, und dass diese 
Angaben einen Besorgnis erregenden Rahmen bilden:

- Überfüllung;

- Zunahme der Zahl der Gefangenen;

- Zunahme der Zahl der ausländischen Häftlinge;

- Häftlinge, die ihr endgültiges Urteil abwarten;

- zahlreiche Todesfälle und Selbstmorde;

D. in der Erwägung, dass aus den Berichten des Europäisches Komitees zur Verhütung von 
Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (CPT) hervorgeht, 
dass einige Probleme, wie Misshandlung, unzureichende Infrastruktur in den 
Vollzugsanstalten, unzureichende Aktivitäten und Betreuung, auf dramatische Weise 
anhalten;

E. in der Erwägung, dass Artikel 3 der EMRK und die Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte den Mitgliedstaaten nicht nur negative Verpflichtungen 
auferlegen, indem ihnen untersagt wird, die Häftlinge unmenschlicher und erniedrigender 
Behandlung auszusetzen, sondern auch positive Verpflichtungen, indem sie aufgefordert 
werden zu gewährleisten, dass die Haftbedingungen mit der Menschenwürde vereinbar 
sind und Verletzungen solcher Rechte gründlich und wirksam untersucht werden,

F. in der Erwägung, dass der Europarat derzeit seine Vorschriften für den europäischen 
Strafvollzug überarbeitet, und dass innerhalb der Parlamentarischen Versammlung vom 
Abgeordneten Michel Hunault, Berichterstatter für die Lage in den Gefängnissen und den 
Untersuchungsgefängnissen in Europa, eine Initiative zur Ausarbeitung einer Charta im 
Bereich des Strafvollzugs in Europa in die Wege geleitet wurde,

G. in der Erwägung, dass das Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen Folter und 
andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung nur von acht Mitglied- 
oder Beitrittsstaaten der EU (Österreich, Dänemark, Spanien, Finnland, Italien, Malta, 
Schweden, Vereinigtes Königreich) unterzeichnet wurde, und dass nur drei Staaten dieses 
Protokoll ratifiziert haben (Spanien, Malta und das Vereinigte Königreich),

H. in der Erwägung, dass einige Mitgliedstaaten für die nationalen und europäischen 
Abgeordneten das Recht vorsehen, die Haftanstalten zu besichtigen und zu inspizieren, 
und dass das EP gefordert hatte, dieses Recht den Mitgliedern des Europäischen 
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Parlaments im gesamten Hoheitsgebiet der EU einzuräumen1,

I. in der Erwägung, dass ein Problem, das die Staaten oft erwähnen, die fehlenden Mittel zur 
Verbesserung der Lage in den Haftanstalten sind, und dass es sich als notwendig erweisen 
könnte, einer Haushaltslinie einzusetzen, um sie dazu zu ermuntern, höhere Standards und 
die Empfehlungen des CPT einzuhalten;

J. in der Erwägung, dass es weniger Rückfälle geben dürfte, wenn angemessene 
Haftbedingungen sowie der Zugang zu Vorbereitungsstrukturen für die Resozialisierung 
gewährleistet sind,

K. in der Erwägung, dass es rechtmäßig oder de facto spezielle Haftregelungen gibt, und 
unter Hinweis darauf, dass das CPT in Bezug auf die sogenannte italienische Regelung 
41a seine Besorgnis zum Ausdruck gebracht hat, und dass der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte Italien wegen der Verzögerung, mit der das zuständige Gericht die 
Anträge eines Häftlings geprüft hat, verurteilt hat; ferner dass das Netz unabhängiger 
Sachverständiger für Menschenrechte der Europäischen Union in seinem Berichts für das 
Jahr 2002 bestätigt hat, angesichts der Tatsache, dass diese Sonderregelung Maßnahmen 
enthalte, die in keinem Zusammenhang zum Ziel der Sicherheit stünden, sei es gestattet, 
sich über die Vereinbarkeit dieser Sonderregelung mit der vom CPT empfohlenen 
Vorgehensweise Gedanken zu machen,

L. in der Erwägung, dass die Lage in den so genannten „Auffangzentren für Ausländer“ 
äußerst beunruhigend ist, was Italien beispielsweise im letzten Bericht von "Ärzte ohne 
Grenzen" vorgeworfen wurde, und dass die Rechte von Asylbewerbern auf 
Rechtsbeistand und medizinische Betreuung verletzt werden,

M. in der Erwägung, dass die Mitgliedstaaten sich im Rahmen des Europarates verpflichtet 
haben, die Anwendung alternativer Strafen zu Gefängnis und Inhaftierung auszuweiten,

N. in der Erwägung, dass der Rat Entschließungen und Empfehlungen zu den spezifischen 
Problemen der Drogensucht und der Risikominderung, insbesondere zur Behandlung 
innerhalb oder außerhalb der Haftanstalten angenommen hat, die von den Mitgliedstaaten 
nicht immer beachtet werden,

O. in der Erwägung, dass der Rat unter italienischem Vorsitz eine Initiative betreffend die 
Gefängnisse in die Wege geleitet hat,

1. richtet folgende Empfehlungen an den Rat,

a) seine Maßnahmen im Zusammenhang mit Häftlingen fortzusetzen, insbesondere, indem 
er zu einem gemeinsamen Standpunkt mit den Mitgliedstaaten und den Beitrittsstaaten der 
Europäischen Union gelangt, und indem er im Europarat eine Überarbeitung der 
Vorschriften auf dem Gebiet des Strafvollzugs gewährleistet, die auf der Grundlage der 

1 siehe beispielsweise die Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Haftbedingungen in der 
Europäischen Union: Umwandlungen und Ersatzstrafen, Ziffer 41: Das EP „fordert für die Mitglieder des 
Europäischen Parlaments das Recht, die Haftanstalten und Flüchtlingslager auf dem Gebiet der Europäischen 
Union zu besuchen und zu inspizieren“.
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vom CPT und dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte ausgearbeiteten 
Grundsätze stärker auf ein höheres Schutzniveau ausgerichtet ist;

b) auf der Grundlage eines gemeinsamen Beitrags der Mitgliedstaaten der EU die 
Ausarbeitung einer Charta auf dem Gebiet des europäischen Strafvollzugs für alle 
Mitgliedstaaten des Europarates zu fördern;

c) darauf hinzuwirken, dass eine solche Charta präzise und bindende Regeln für die 
Mitgliedstaaten in folgenden Bereichen beinhaltet:

* Recht des Gefangenen auf Zugang zu einem Anwalt, medizinische Betreuung und das 
Recht, einen Dritten von seiner Inhaftierung in Kenntnis zu setzen;
* Recht auf geistige und körperliche Gesundheit, insbesondere Schutz vor Gewalt von 
Mithäftlingen und Suizidprävention;
* Vorschriften über die Haftbedingungen: Hygiene, Unterbringung, Sauberkeit, 
Belüftung, Beleuchtung, Ernährung;
* Recht auf Zugang zu medizinischer Versorgung innerhalb und gegebenenfalls außerhalb 
der Haftanstalt;
* Maßnahmen in den Bereichen Umschulung, Ausbildung, Rehabilitation und soziale und 
berufliche Wiedereingliederung, vor allem Unterrichtung der Häftlinge über die zur 
Vorbereitung auf ihre Resozialisierung vorhandenen Möglichkeiten;
* getrennte Unterbringung der Häftlinge: Minderjährige, Untersuchungshäftlinge, 
verurteilte Häftlinge;
* besondere Maßnahmen für schutzbedürftige Gruppen: Minderjährige, Frauen, Personen 
mit psychischen oder physischen Problemen oder Kranke, ältere oder suizidgefährdete 
Menschen, Drogenabhängige, Ausländer, Asylbewerber usw.;
* besonderer Schutz von Minderjährigen durch:

- die Garantie, dass die Haft nur in Ausnahmefällen zur Anwendung kommt, wenn alle 
anderen Möglichkeiten erschöpft sind, 

- Betreuungspersonal, das auf die Herausforderungen eingestellt ist, die die Arbeit mit 
dieser Altersgruppe und ihren speziellen Bedürfnissen mit sich bringt,

- ein angemessenes multidisziplinäres Aktivitätsprogramm, in dem Sport, Erziehung 
und technische sowie berufliche Ausbildung kombiniert sind und bei dem Fähigkeiten, 
die nach der Entlassung die soziale Wiedereingliederung erleichtern, im Vordergrund 
stehen,

- gleiche Behandlung von Männern und Frauen beim Zugang zu Aktivitäten während 
ihrer Haft gemäß Regel 26.4 der Minimalregeln der Vereinten Nationen für die 
Verwaltung der Jugendstrafjustiz (Pekingregeln);

* Schutz von Frauen durch:
- materielle Trennung von Männern,
- weibliche Betreuung bzw., falls dies aus praktischen Gründen unmöglich ist, 

gemischtes Betreuungspersonal als Mindeststandard,
- angemessene Berücksichtigung der speziellen Hygiene- und Gesundheitsbedürfnisse 

von Frauen einschließlich Früherkennung von Brustkrebs und Gebärmutterhalskrebs;
* besonderer Schutz von Schwangeren und Müttern von Kleinkindern durch:

- spezielle Ernährung während der Schwangerschaft,
- gynäkologische Untersuchungen und Geburt ohne Handschellen oder sonstige Fesseln,
- Entbindung außerhalb der Gefängnisse, 
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- innerhalb der Gefängnisse Räume für Mütter mit Kleinkindern, in denen keine 
Gefängnisatmosphäre herrscht und die kindgerecht ausgestattet sind;

* Besuchsrecht für Familienangehörige, Freunde und Dritte;
* Recht auf Gefühls- und Sexualleben, gewährleistet durch entsprechende Maßnahmen 
und Räumlichkeiten;
* Bereitstellung von Sprechzimmern zur Pflege des Kontakts zu den 
Familienangehörigen, insbesondere eigene Räume für Aktivitäten von inhaftierten Eltern 
mit ihren Kindern;
* Berufungsrecht für Häftlinge zum Schutz der eigenen Rechte bei Sanktionen oder 
willkürlicher Behandlung;
* Sonderversicherungssysteme;
* möglichst oft offener oder halboffener Vollzug, Förderung alternativer Maßnahmen zur 
Inhaftierung wie insbesondere gemeinnützige Arbeit;
* Aufklärung des Gefangenen über seine Rechte, u.a. in schriftlicher Form und in einer 
ihm verständlichen Sprache;
* Schulung von Gefängnispersonal und Ordnungskräften;

d) zu erklären, dass die Europäische Union, wenn ein solches Unterfangen nicht innerhalb 
kurzer Zeit zum Erfolg führt, oder wenn das Ergebnis nicht zufriedenstellend ist, eine 
Charta der Rechte der Personen, denen die Freiheit entzogen wurde, ausarbeiten wird, die 
für die Mitgliedstaaten bindend ist und vor dem Gerichtshof geltend gemacht werden 
kann;

e) die Mitgliedstaaten und die Beitrittsstaaten aufzufordern, das Fakultativprotokoll zum 
Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung zu ratifizieren, durch das ein System regelmäßiger Besuche in Haftanstalten 
durch unabhängige internationale und nationale Gremien eingeführt und diesen Gremien 
u.a. Aufgaben im Zusammenhang mit Kontrolle und Berufungsrecht der Häftlinge 
übertragen wird, sowie einen öffentlichen Jahresbericht für die einzelnen Parlamente 
auszuarbeiten und die Europäische Union zu ermuntern, die Forderung, das Protokoll zu 
unterzeichnen und zu ratifizieren, in ihre Politik mit Drittländern zu integrieren;

f) Initiativen auf der Ebene der Union zu ergreifen, damit den nationalen Abgeordneten 
das Recht eingeräumt wird, die Haftanstalten zu besichtigen und zu inspizieren, und 
dieses Recht ebenfalls den Mitgliedern des Europäischen Parlaments im Hoheitsgebiet der 
Europäischen Union gewährt wird;

g) die Mitgliedstaaten aufzufordern, den Selbstmord in den Gefängnissen zu bekämpfen 
und systematisch objektive Untersuchungen durchzuführen, wenn ein Häftling im 
Gefängnis verstirbt;

h) eine Initiative zur Evaluierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten einzuleiten, 
um sich zu vergewissern, dass diese den vom Europarat, dem CPT, dem Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte und der ständigen Rechtssprechung festgelegten 
Standards sowie den Bemerkungen des Menschenrechtskomitees, der 
Antifolterkommission und des Sonderberichterstatters der UNO für Folter entsprechen, 
und zu gewährleisten, dass sie effizient angewandt werden;

i) die Mitgliedstaaten aufzufordern, angemessene Mittel für die Umstrukturierung und die 
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Modernisierung der Haftanstalten vorzusehen sowie der Polizei und dem 
Strafvollzugspersonal eine Schulung über die Rechte der Häftlinge und den Umgang mit 
psychisch gestörten Häftlingen zu gewähren und eine gesonderte Haushaltslinie auf EU-
Ebene einzusetzen, um diese Projekte zu fördern;

j) das CPT und den für Menschenrechte zuständigen Kommissar des Europarates 
aufzufordern, eine Reihe von Ad-hoc-Besuchen in den Mitgliedstaaten, die rechtmäßig 
oder de facto Sonderregelungen, u.a. in Form von Auffangeinrichtungen für Ausländer,  
eingeführt haben, durchzuführen, und das europäische Sachverständigennetz für 
Menschenrechte aufzufordern, eine Analyse über die Vereinbarkeit dieser Regelungen mit 
den Grundrechten und Grundfreiheiten zu erstellen;

k) die Mitgliedstaaten an die Verpflichtungen zu erinnern, die sie im Rahmen des 
Europarates eingegangen sind, um die Anwendung von Alternativen zur Inhaftierung 
auszuweiten, und sie aufzufordern, ihre Anstrengungen sowohl auf legislativer als auch 
auf gerichtlicher Ebene zu intensivieren;

2. beauftragt seinen Präsidenten, diese Empfehlung dem Rat, der Kommission, den 
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie dem Europarat, der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarats, dem für Menschenrechte zuständigen 
Kommissar des Europarats, dem Europäischen Komitee für die Verhütung der Folter, dem 
Europäischen Menschenrechtsgerichtshof, der UNO-Kommission für Menschenrechte, 
der UNO-Kommission gegen Folter, dem Sonderberichterstatter der UNO für Folter und 
dem UNO-Hochkommissar für Menschenrechte zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

1. Personen in der EU, denen die Freiheit entzogen wurde – ein alarmierendes Bild

Nach den Berichten des Europarates und des Europäischen Komitees für die Verhütung der 
Folter (CPT) sind die Haftbedingungen der 539436 Gefangenen in den 25 Ländern der EU 
alarmierend. 

Nach den Statistiken des Europarats1 

- sind in 15 Staaten die Gefängnisse besonders stark überbelegt2;
- nimmt der Insassenbestand der Haftanstalten rasch zu und liegt in 11 Staaten die 

Zahl der Gefangenen pro 100.000 Einwohner über 1003;
- machen in 11 Staaten Ausländer über ein Viertel des gesamten 

Gefangenenbestandes aus4;
- ist der Anteil der Gefangenen ohne endgültiges Urteil extrem hoch5;
- ist die Zahl der Todes- und Selbstmordfälle äußerst besorgniserregend.6.

In seinen Berichten weist das CPT darauf hin, dass – abgesehen von der Überbelegung – 
Probleme wie Verletzung von Rechten der Gefangenen, Zugang zu einem Anwalt und einem 
Arzt, unzureichende Unterbringungsstrukturen und Aktivitäten, Spannungen zwischen 
Gefangenen und Personal, Gewalt, Personalmangel und unzureichend geschultes Personal, 
unzulängliche Lösung des Problems der ausländischen Gefangenen in dramatischer Weise 
fortbestehen.

Außerdem hat das CPT auf die äußerst strenge Sonderregelung, die sogenannte 

1 Vorläufige Statistiken, Stand 1. September 2002,; Conseil de l'Europe, SPACE 1, Statistique pénale annuelle 
du Conseil de l'Europe, 23. Juni 2003.
2 Belegung je 100 verfügbarer Plätze: Ungarn (159,6), Griechenland (156,8), Italien (134,5), Portugal (120,7), 
Zypern (119), Polen (116,7), Litauen (114,1), Belgien (113,3), Spanien (112,5), Frankreich (111,5), England und 
Wales (111,1), Schweden (107,5), Finnland (106,8), Slowenien (105,9), Schottland (103,1), Deutschland 
(100,8).
Aus einer Analyse von Maurizio Turco, MdEP, über die Überbelegung der verschiedenen italienischen 
Haftanstalten ergibt sich unter Zugrundelegung von Zahlen des Justizministeriums folgendes: 29374  Gefangene 
(52,08% des Gesamtbestandes) leben unter regelwidrigen Bedingungen, 21058 Gefangene (37,33% des 
Gesamtbestandes) leben unter untragbaren Bedingungen und nur 5971 Gefangene (10,59% des 
Gesamtbestandes) leben in 64 Anstalten unter ordnungsgemäßen Bedingungen.
3 Zahl der Gefangenen pro 100.000 Einwohner: Lettland (363,1), Estland (340,9), Litauen (326,4), Polen (208,7), 
Ungarn (177,4), Republik Tschechien (164,2), Slowakien (145,9), England und Wales (137,1), Portugal (132,8), 
Schottland (128,7), Spanien (126,2), Niederlande (100,8).
4 Anteil der Ausländer am Gesamtbestand der Gefangenen: Litauen (63,9%), Griechenland (45,9%), Zypern 
(42,9%), Belgien (40,9%), Estland (35,8%), Luxemburg (35%), Österreich (33%), Italien (30,1%), Deutschland 
(29,9%), Niederlande (29,1%), Spanien (25,4%).
5 Anteil der Gefangenen ohne definitives Urteil am Gesamtbestand der Gefangenen: 50% in Luxemburg, 47,6 % 
in Belgien, 44,1% in Lettland und 41.2% in Italien.
6 Todes- und Selbstmordfälle in Haftanstalten (Zahlen für 2001. Referenz: Europarat,  SPACE 2002.15).
Todes- und Selbstmordrate pro 10.000 Häftlinge: Österreich, 53,7, 21,2; Belgien, 35,7, 23,4; Dänemark, 43,3, 
30,9; Finnland, 44,7, 19,1; Frankreich, 48,7, 21,5; Deutschland, 21,7, 12,5; Griechenland, 40,8, 6,0; Irland, 16,1, 
3,2; Italien, 32,1, 12,5; Luxemburg, 0, 0; Niederlande, 15,0, 9,2; Portugal, 78,5, 14,1; Spanien, 30,7, 4,3; 
Schweden, 22,2, 7,4; VK: England und Wales, 19,7, 10,6; VK: Nordirland  0, 0; VK: Schottland, 32,6, 17,9
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41a-Regelung1 aus einem Gesetz der italienischen Republik verwiesen, seine Besorgnis über 
ihre Anwendung geäußert und ihre Vereinbarkeit mit den grundlegenden Menschenrechten 
infrage gestellt. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat Italien 
unlängst verurteilt, da Gefangene kein Rechtsmittel gegen diese Regelung einlegen können2. 
Die Anwendung einer solchen Sonderregelung ist in einem demokratischen Staat untragbar3. 
Deshalb ist es notwendig, dass 

a) das CPT Haftanstalten in Italien, in denen unter die 41a-Regelung fallende Gefangene 
einsitzen, sowie in anderen Ländern besichtigt, die de juro oder de facto ähnliche Regelungen 
vorsehen;  

b) das Sachverständigennetz der EU für Menschenrechte eine Analyse über die Vereinbarkeit 
solcher Regelungen mit den Menschenrechten und Grundfreiheiten erstellt.

Der Berichterstatter weist in Bezug auf Spanien außerdem darauf hin, dass dort laut einer 
Universitätsstudie (offizielle Zahlen liegen nicht vor) 80% der Personen in Stufe 1 des 
Vollzugs, also im geschlossenen oder Sondervollzug (Personen, für die die FIES und Artikel 
75 der Gefängnisordnung gelten) ihre Strafe außerhalb ihres Wohnsitzortes absitzen. Personen 
in dieser Vollzugsstufe dürfen nur bei außerordentlicher Gefahr und in hinreichend 
begründeten Fällen weit weg vom Ort ihres Wohnsitzes inhaftiert werden. Laut Studie werden 
solche Maßnahmen in Spanien als Zusatzstrafen angewandt.

2. Prüfung der Wirksamkeit des Schutzes der Rechte von Personen, denen die Freiheit 
entzogen wurde

2.1. Normen
Die Rechte von Personen, denen auf dem Gebiet der EU die Freiheit entzogen wurde, sind 
durch viele Bestimmungen des sogenannten soft-law (Mindestvorschriften, Regeln für den 
Strafvollzug, Entschließungen, Empfehlungen) geschützt , die von den einzelnen 
Mitgliedstaaten, dem Europarat und der UNO aufgestellt wurden.

Im Rahmen der UNO sind dies insbesondere die standard minimum rules  for the Treatment 
of Prisoners 4, sowie die Basic Principles for the Treatment of Prisoners5.

Der Europarat hat zahlreiche Entschließungen und Empfehlungen verabschiedet, die sich mit 
den wichtigsten Aspekten der Haft beschäftigen6. Zu nennen sind hier neben den 
grundlegenden "Europäischen Strafvollzugsvorschriften" (Leitlinien für den Strafvollzug, die 
derzeit überarbeitet werden) Entschließungen/Empfehlungen zur Überbelegung der 
Haftanstalten, zur medizinischen Betreuung in Gefängnissen, zur Ausbildung, zu 

1 Gesetz Nr. 279 vom 23. Dezember 2002.
2 Urteil Ganci vs Italien vom 30. Oktober 2003.
3 Vgl. "Tortura democratica", herausgegeben von Sergio d'Elia und Maurizio Turco, 2003, ed. Marsilio. 
4 auf dem Ersten Kongress der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und die Behandlung Straffälliger 
angenommen.
5 Generalversammlung der UNO, Dezember 1990.
6 vollständige Liste: Website des Europarats: 
www.coe.int/T/F/Affaires_juridiques/Coopération_juridique/Emprisonnement_et_alternatives/Instruments_juridi
ques/Liste_instruments.asp.
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ausländischen Häftlingen und zum Strafersatz. Die darin enthaltenen Grundsätze sind jedoch 
für die Staaten nicht rechtsverbindlich. Vielmehr orientieren sich die Mitgliedstaaten beim 
Freiheitsentzug im Wesentlichen an ihrem nationalen Recht und den Urteilen des EGMR.  

Um dieses Problem zu lösen, erstellt derzeit in der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarats Michel Hunault einen Bericht, in dem die Ausarbeitung einer Charta für den 
Strafvollzug in Europa vorgeschlagen wird. Diese Charta soll verbindliche Vorschriften  für 
die Staaten enthalten und den Mitgliedern des Rechts- und Menschenrechtsausschusses der 
parlamentarischen Versammlung die Möglichkeit einräumen, Haftanstalten zu besuchen.

Diese Initiative des Europarates ist uneingeschränkt zu befürworten; dabei sollte die Union 
jedoch pragmatisch vorgehen, die die Initiative des Europarates unterstützen, in dessen 
Rahmen einen gemeinsamen Standpunkt zu hohen Standards für den Schutz von Personen, 
denen die Freiheit entzogen wurde, ausarbeiten, das Ergebnis der Verhandlungen im 
Europarat prüfen und im Falle eines unbefriedigenden Ausgangs ihrerseits eine Charta der 
Rechte von Personen, denen die Freiheit entzogen wurde, erstellen.

2. 2. Verfahren und Kontrollorgane

Das CPT wurde 1989 durch eine Europaratskonvention ins Leben gerufen.. Es hat 
insbesondere die Aufgabe, die Situation von Personen, denen die Freiheit entzogen wurde, an 
den Orten des Freiheitsentzugs (Gefängnisse, Polizeiwachen, Hafteinrichtungen für 
Ausländer, Haftbereiche in Militärkasernen, psychiatrische Einrichtungen usw.) zu 
kontrollieren, regelmäßige und Ad-hoc-Besuche durchzuführen und Empfehlungen an den 
betreffenden Staat zu richten. Das CPT arbeitet mit den Mitgliedstaaten zusammen. Es ist 
somit kein Gerichtsorgan mit Vollzugsbefugnissen gegenüber den Staaten, sondern ein Organ, 
das der Misshandlung von Gefangenen vorbeugen und zur stetigen Verbesserung der 
Haftbedingungen beitragen soll. 

Auf der Ebene der Vereinten Nationen wird derzeit ebenfalls versucht, ein solches Organ 
einzusetzen, und zwar durch das Zusatzprotokoll zur UNO-Konvention gegen Folter und 
andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (CCT)1. Darin 
ist u.a. die Einsetzung eines Unterausschusses für den präventiven Schutz vor Folter 
vorgesehen, der im Wesentlichen gleiche Aufgaben und Befugnisse wie das CPT erhalten 
soll, sowie auf nationaler Ebene die Schaffung von Verfahren und unabhängigen Organen 
durch die Kontrolle der Verhältnisse an den Orten des Freiheitsentzugs präventiv wirken soll.

Die derzeitigen Verfahren sind im großen und ganzen zufriedenstellend. Um unnötige 
Überschneidungen und die damit verbundene Verschwendung von Humanressourcen und 
Geldmitteln zu vermeiden, sollte die EU in diesem Rahmen ihre eigene Menschenrechts-
politik mit der Arbeit der bereits bestehenden Kontroll- und Schutzorgane koordinieren.
In Anbetracht des schon bestehenden Netzes unabhängiger Sachverständiger für 

1 Das Zusatzprotokoll zur Konvention gegen Folter und grausame, unmenschliche oder erniedrigende Strafe 
(CCT) wurde von der Generalversammlung der UNO am 18. Dezember 2002 angenommen. Bislang wurde es 
von 21 Staaten  (darunter die EU-Mitgliedstaaten Österreich, Dänemark, Finnland, Italien, Malta, Schweden, 
Vereinigtes Königreich) unterzeichnet. Es tritt mit der 20. Ratifizierung in Kraft, und seit es nunmehr seit einem 
Jahr zur Unterzeichnung aufliegt, haben es lediglich drei Staaten ratifiziert (darunter Malta und das Vereinigte 
Königreich).
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Menschenrechte sowie der unlängst getroffenen Entscheidung, die Wiener Beobachtungsstelle 
der EU für Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in eine EU-Beobachtungsstelle für 
Menschenrechte umzuwandeln, sollte die EU nicht nur weiterhin die Berichte des CPT und 
der einschlägigen nationalen Organe in ihre Jahresberichte zur Situation der Menschenrechte 
einbeziehen, sondern darüber hinaus entsprechende Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Menschenrechtsverletzungen vorschlagen.

Außerdem sollten die Mitgliedstaaten unbedingt – gegebenenfalls im Rahmen einer 
entsprechenden Initiative der EU – das Zusatzprotokoll ratifizieren, in der Hoffnung, dass in 
allen Mitgliedstaaten der EU nationale Abgeordnete das Recht erhalten, die Einrichtungen des 
Freiheitsentzugs zu inspizieren und die Gefangenen zu besuchen, was in Frankreich, Italien 
und Polen bereits der Fall ist. Selbstverständlich sollten die Europäischen Abgeordneten 
dieses Recht für das gesamte Gebiet der Union erhalten, wie das EP das bereits gefordert 
hatte1. Das ist deshalb so wichtig, da die Gesetzgeber damit die wirklichen Verhältnisse in 
den Haftanstalten kennenlernen und eine Kontrolle mit dem Ziel ausüben können, Missbrauch 
und Verletzungen der Rechte der Gefangenen zu verhüten und entsprechende legislative 
Maßnahmen zur strukturellen Lösung dieser Probleme zu ergreifen.

2.3. Strafen

Die Verletzungen der Rechte von Gefangenen werden auf nationaler Ebene von den 
jeweiligen Gerichten auf der Grundlagen des nationalen Rechts und auf europäischer Ebene 
vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte geahndet, der einen Staat verurteilen 
kann, wenn er im Einzelfall Grundrechte und Grundfreiheiten von Bürgern verletzt hat.

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat eine evolutive 
Rechtssprechung zum Schutz der Rechte der Gefangenen entwickelt, die sich hauptsächlich 
auf Artikel 3 (Verbot der Folter und unmenschlicher, erniedrigender Strafen) stützt und auch 
außervertragliche Elemente wie die Europäischen Strafvollzugsvorschriften und die Berichte 
des CPT über bestimmte Hafteinrichtungen einbezieht. Der EGMR verurteilt nicht nur die 
Verstöße staatlicher Stellen, sondern hat unlängst entschieden, dass Artikel 3 das Recht des 
Gefangenen auf Haftbedingungen schützt, die mit der Achtung der Menschenwürde vereinbar 
sind. Er prüft praktisch, ob Misshandlungen vorliegen, die ein „Mindestmaß an Schwere“ 
aufweisen, im Verhältnis zur jeweiligen Situation. Für die Staaten gelten negative 
Verpflichtungen, d.h. sie sorgen dafür, dass die Gefangenen nicht unter Bedingungen in Haft 
gehalten werden, die eine Misshandlung darstellen und damit gegen Artikel 3 verstoßen2; 

1 Bericht Pradier, A4-0369/98, Ziffer 41: Das EP „fordert für die Mitglieder des Europäischen Parlaments das 
Recht, die Haftanstalten und Flüchtlingslager auf dem Gebiet der EU zu besuchen und zu inspizieren."
2 Insbesondere darf die Strafe nicht so vollzogen werden, dass dem Gefangenen Leiden auferlegt werden, die 
über das zwangsläufig mit der Haft verbundene Maß an Leiden hinausgehen, dass er gedemütigt oder erniedrigt 
oder seine Menschenwürde angetastet wird. Isolationshaft ist verboten.
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ferner positive Verpflichtungen, wonach sie beispielsweise gewährleisten müssen, dass die 
Haftbedingungen mit der Menschenwürde vereinbar sind1.

Es ist untragbar, dass die Mitgliedstaaten Gesetze aufrechterhalten, die mit der 
Rechtssprechung des EGMR (die nach Artikel 6 VEU auch für die EU verbindlich ist) 
unvereinbar sind, und dass sie sogar ihre eigenen Gesetze zum Schutz der Rechte der 
Gefangenen nicht anwenden und letzteren das Recht versagen, die Verletzung ihrer Rechte 
einzuklagen.

2.4. Mittel

Häufig begründen die Staaten ihr Versäumnis, die – beispielsweise vom CPT empfohlenen – 
erforderlichen Maßnahmen durchzuführen, mit Finanzierungsproblemen. So verständlich es 
auch sein mag, dass die Haushaltsmittel begrenzt sind, bedarf es doch zusätzlicher 
Anstrengungen, da die Staaten gewährleisten müssen, dass Personen, denen die Freiheit 
entzogen wurde, ihre Rechte effektiv wahrnehmen können. Außerdem sind sie verpflichtet, 
den einschlägigen Schutz wirksamer zu gestalten2. 

Die EU könnte hier eine wichtige Rolle spielen, indem sie eigene Haushaltslinie einsetzt, um 
Mittel und Unterstützung für den Umbau und die Modernisierung von Haftanstalten nach 
Maßgabe europäischer Standards bereitzustellen.

2.5. Gefangene und Strafrechtspolitik

Viele Probleme im Zusammenhang mit den Haftanstalten sind vor dem Hintergrund der 
Strafrechtspolitik der Mitgliedsstaaten zu sehen. Wie der Europarat festgestellt hat, ließen sich 
die Überbelegung der Gefängnisse und die damit verbundenen Probleme nur zum Teil, aber 
wirksam durch eine Ausweitung der Ersatzstrafen lösen. Er hat den Mitgliedstaaten 
empfohlen, zunehmend Ersatzstrafen zur Haft (bedingte oder vorgezogene Freilassung, 
intensiver oder elektronisch überwachter Strafvollzug, Strafmilderungen, Begnadigungen, 
Amnestie, Halbgefangenschaft, Freigang, Arbeit außerhalb der Haftanstalt , offener Vollzug, 
Behandlung außerhalb der Haftanstalt, Tagesarrangements) und zum Gefängnisaufenthalt 
(Straffreiheit und Abbüßung von Strafen außerhalb des Gefängnisses, Aussetzung des Urteils 
oder des Strafvollzugs, gemeinnützige Arbeiten, Geldstrafen, Fahrverbot, Beschlagnahme, 
Hausarrest, Verbot, eine bestimmte Tätigkeit auszuüben) einzuführen.

1 Insbesondere die formelle Verpflichtung, im Rahmen einer gezielten Ermittlung zu prüfen, ob die Haftbe-
dingungen gegen Artikel 3 verstoßen, und die materielle Verpflichtung, unter Berücksichtigung der konkreten 
Haftsituation die Gesundheit und das Wohlergehen des Gefangenen angemessen zu schützen. Der Gerichtshof 
hat entschieden, dass objektiv unakzeptable Haftbedingungen (zu warme bzw. kalte Zelllen ohne Belüftung, 
Überbelegung, unzureichende Betten, unzulängliche Sanitäranlagen) die Würde des einzelnen beeinträchtigen 
und gegen Artikel 3 verstoßen. Der Staat ist verpflichtet, die Gesundheit der Gefangenen zu schützen. Er muss 
dafür sorgen, dass entsprechende medizinische Versorgung bereitgestellt wird, und Gefangene nicht in Haft 
gehalten werden, wenn dies mit ihrem Alter, ihrem Gesundheitszustand oder ihrer schwachen körperlichen 
Verfassung nicht vereinbar ist. Einen aktuellen Überblick über die Entscheidungen des Gerichtshof gibt  F. 
Sudre, Droit européen et international des droits de l'homme, 6ème édition refondue, 2003, PUF, S. 267-282.
2 Siehe auch Menschenrechtsausschuss, Allgemeine Anmerkung Nr.21 (44) vom 6. April 1992 zur Anwendung 
von Artikel 10 des internationalen Pakts über die bürgerlichen und politischen Rechte, sowie die Stellungnahmen 
dieses Organs zu einzelnen, ihm vorgelegten Fällen. 
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Wenngleich die von den Mitgliedstaaten der EU im Rahmen des Europarats geleistete Arbeit 
anzuerkennen ist, müssen die eingegangenen Verpflichtungen nunmehr im Rahmen sowohl 
der Legislative als auch der Judikative wirksam umgesetzt werden.

3. Ergebnis

Abschließend ist zu hoffen, dass die vom italienischen Ratsvorsitz eingeleitete Initiative zu 
den Gefängnissen fortgesetzt wird, wobei es in erster Linie darum geht, den Schutz der 
Personen, denen die Freiheit entzogen wurde, in einer Union zu gewährleisten, die – nicht 
zuletzt in Anbetracht der größeren Freizügigkeit, des unlängst in Kraft getretenen 
europäischen Haftbefehls sowie der Zuständigkeiten im Bereich der Menschenrechte, die ihr 
Kraft EU-Vertrag, Grundrechtecharta und künftiger Verfassung übertragen werden – 
Fortschritte in Richtung eines auf die Wahrung der Grundrechte aller Bürger gestützten 
Raumes der Freiheit, des Rechts und der Sicherheit erzielen muss1.

1 Zur Vorbereitung dieses Berichts fanden Gespräche mit Silvia Casale,  Vorsitzende, Wolfgang Rau. 
Abteilungsleiter und Patrick Müller, Referatsleiter des Dokumentationszentrums des CPT, Alvaro Gil-Robles, 
Kommissar des Europarats für Menschenrechte; Maud De Boer-Buquicchio, stellvertretende Generalsekretärin 
des Europarates; Michel Hunault, Berichterstatter für die Lage in den Gefängnissen, David Cupina, 
stellvertretender Sekretär des Ausschusses für Recht und Menschenrechte der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarats und  Stephanos Stavros vom Europat statt. Ich danke Ottavio Marzocchi, Assistant von MdEPs 
des Partito Radicale, und Malena Zingoni, parlamentarische Assistentin, für ihre Beiträge zu vorliegendem 
Bericht.
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9. September 2003

VORSCHLAG FÜR EINE EMPFEHLUNG B5-0362/2003/REV

eingereicht gemäß Artikel 49 Absatz 1 der Geschäftsordnung

von Marco Cappato (NI) und Giuseppe Di Lello Finuoli

im Namen der GUE/NGL-Fraktion

zu den Rechten der Häftlinge in der Europäischen Union

Das Europäische Parlament,

 unter Hinweis auf die internationalen Menschenrechtsübereinkommen, das Europäische 
Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung und die Berichte des diesbezüglichen Ausschusses, die Entschließungen 
des Europarates und die Entschließung des Europäischen Parlaments zu den 
Haftbedingungen in der Europäischen Union1, sowie die Jahresberichte des 
Europäischen Parlaments über die Achtung der Menschenrechte in der Europäischen 
Union,

A in der Erwägung, dass die Union auf den Grundsätzen der Freiheit, Demokratie, 
Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten beruht und darauf abzielt, sich als 
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts zu festigen,

B. in der Erwägung, dass die Bedingungen in den Gefängnissen der Europäischen Union 
für Häftlinge weiterhin kritisch, wenn nicht alarmierend sind, und dass der Rat eine 
Untersuchung in diesem Zusammenhang eingeleitet hat,

1. empfiehlt der Kommission, dem Rat und den Mitgliedstaaten, dringend einen 
Rahmenbeschluss anzunehmen, mit dem europäische Mindestnormen für die 
Gewährleistung der Rechte und Grundfreiheiten der Häftlinge festgelegt werden, 
insbesondere:

- Haftbedingungen (Hygiene und Unterbringung),

- Zugang zu medizinischen Dienstleistungen,

- Umschulung, Ausbildung, Rehabilitation und soziale und berufliche 

1 A4-0369/1998   Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Haftbedingungen in der Europäischen 
Union: Umwandlungen und Ersatzstrafen.
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Wiedereingliederung,

- schutzbedürftige Gruppen (Frauen, Kranke, Senioren, Drogensüchtige usw.),

- Besuchsrecht für Familienangehörige, Bekannte und dritte Personen,

- Berufungsrecht zum Schutz der eigenen Rechte, 

- Sonderversicherungssysteme,

- alternative Maßnahmen, Ersatzstrafen, Halbfreiheit, offener Strafvollzug, 
Ausgangsgenehmigungen,

- Zugang der Europa-Abgeordneten zu allen Vollzugsanstalten auf dem 
Hoheitsgebiet der Europäischen Union.


